Steueroasen: Ein Anschlag auf die Demokratie
Über 50 Länder haben sich weltweit darauf spezialisiert, Kapitalerträge von Bürgerinnen und Bürgern anderer Staaten nicht oder nur sehr niedrig zu besteuern. Mehr als 12 Billionen US-Dollar liegen inzwischen in den Oasenländern. Im Zuge der Globalisierung der Finanzmärkte haben sich die Steueroasen zu einer ernsten Gefahr für die Demokratie entwickelt. Attac fordert daher politische Maßnahmen, um die Steueroasen zu schließen. Dabei wissen wir, dass Steueroasen mehr sind als nur kleinere Länder wie die Schweiz, Österreich, Liechtenstein, Monaco, Luxemburg, Andorra oder die Kaiman-Inseln sind. Die klassischen Steueroasen profitieren massiv von ihren steuerlichen Sonderangeboten auf Kosten ihrer Nachbarländer und gehören zu den reichsten Ländern der Welt. Allerdings haben auch die Finanzplätze Großbritanniens, der Vereinigten Staaten, Deutschlands und Frankreichs Eigenschaften von Steueroasen. Deshalb richten sich unsere  Kritik und unsere Forderungen an die Regierungen aller Staaten statt nur an die klassischen Steueroasen.

Durch die Niedrigsteuern in einigen Ländern hat sich ein rasanter internationaler Abwärtswettlauf bei den Steuern auf Kapitalerträge entwickelt. Es sinken sowohl die Steuersätze auf Zinsen, Dividenden und Veräußerungsgewinne wie auch die Steuersätze auf Unternehmensgewinne. Auch der Spitzensteuersatz der Einkommenssteuer gerät international unter Druck. Lag der Steuersatz auf die Gewinne der großen Kapitalgesellschaften in der EU 1980 noch bei 44% so ist er in 2007 auf 24,2% gesunken (KPMG). Kein entwickeltes Land konnte sich diesem Sog entziehen. In Zeiten der Globalisierung der Finanzmärkte sind Nationalstaaten nicht mehr frei, ihre Steuersätze für Kapitaleinkünfte demokratisch zu bestimmen. Sie müssen vielmehr einem Diktat der Finanzmärkte und Steueroasen folgen.

Diese Veränderung hat dramatische Konsequenzen für die Demokratie. Kapitalbesitz ist in der Bevölkerung sehr ungleich verteilt und damit auch die Kapitaleinkommen. In Deutschland und Österreich besitzen 10% der Bevölkerung über zwei Drittel des Vermögens, dagegen haben zwei Drittel der Bevölkerung ein geringes, kein Vermögen oder Schulden. Wenn man Kapitaleinkommen nicht mehr oder nicht mehr angemessen besteuern kann, so fehlt dieses Geld für die Bereitstellung öffentlicher Güter, Dienstleistungen und Einrichtungen. Schulen, Gesundheit, Umweltschutz, öffentlicher Verkehr, Universitäten, Pflege alter Menschen usw. brauchen zwingend eine solidarische Finanzierung. Das Geld fehlt auch den öffentlichen Kassen der Entwicklungsländer, die jährlich mindestens 50 Mrd. US-Dollar durch Steueroasen verlieren. Korruption wird durch die Möglichkeit, das abgezweigte Geld in Steueroasen in Sicherheit zu bringen, erleichtert.

Wenn gerade die Vermögenden und transnationalen Unternehmen nicht mehr besteuert werden können, wird kaum der Rest der Gesellschaft bereit und in der Lage sein, öffentliche Güter ausreichend zu finanzieren. Die Belastung der Bevölkerung mit Konsum- und Lohnsteuern steigt immer weiter und wird verständlicherweise als ungerecht empfunden. Es gehört seit der Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte (1789) zum Recht der Bürgerinnen und Bürger, die Verteilung der Steuern und damit das Maß der akzeptablen Ungleichheit in einer Gesellschaft demokratisch zu bestimmen. Dieses grundlegende demokratische Recht droht im Zuge der Globalisierung unter die Räder zu geraten. Eine Gesellschaft, die soziale Ungleichheit und Unsicherheit nicht mehr kontrollieren kann, wird jedoch selbst instabil und unsicher. Die Globalisierung droht damit sich selbst zu zerstören.

Attac will sich damit nicht abfinden. Wir fordern eine andere Globalisierung. Wir sind überzeugt, dass Demokratie und soziale Umverteilung auch in Zeiten der Globalisierung möglich und sogar notwendiger denn je ist.

Die Steueroasen müssen geschlossen werden. Daher fordern wir:

· Ein globales Finanzsystem braucht Transparenz, um gerechte Steuern weiterhin zu ermöglichen. Die Staaten müssen sich gegenseitig und automatisch über alle Kapitaleinkünfte von ausländischen Bürgerinnen und Bürgern informieren. Die entsprechende Zinsrichtlinie der EU muss auf alle Kapitaleinkünfte und Rechtsformen sowie auf Drittländer ausgeweitet werden. Nur ein internationaler automatischer Informationsaustausch kann das Problem massiver Steuerhinterziehung lösen.

· Es genügt nicht, wie die Liechtensteiner Regierung vorschlägt, lediglich im Einzelfall gegen Steuerbetrug Amtshilfe zu leisten. Ebenso gehören zu einem „sauberen Finanzplatz“ mehr als Maßnahmen gegen Geldwäsche und für Finanzmarktstabilität. Vielmehr erwarten wir effektive Maßnahmen aller Staaten gegen internationale Steuerhinterziehung.

· Ferner braucht ein gemeinsamer Markt wie der Europäische Wirtschaftsraum gemeinsame steuerliche Regeln. Um Steuerschiebereien transnationaler Unternehmen zu verhindern, müssen gemeinsame steuerliche Bemessungsgrundlagen für die Unternehmenssteuern festgelegt werden. Außerdem müssen Mindeststeuersätze für Kapitaleinkünfte von z.B. 30% festgelegt werden, um den schädlichen Steuerwettlauf nach unten zu stoppen.

· Steueroasenländer, die sich weigern, anderen Ländern bei der Besteuerung ihrer Bürgerinnen und Bürger zu helfen, missbrauchen ihre Souveränität in Zeiten der Globalisierung. Sie gehören auf eine „Schwarze Liste“. Diese Länder sollten auch nicht von den Vorzügen wie dem freien Zugang zu Waren-, Handels- und Finanzmärkten sowie Personenfreizügigkeit wie dem Schengener Abkommen profitieren. 

Der Skandal um die Steuerhinterziehung mit Hilfe Liechtensteiner Stiftungen hat noch einmal gezeigt, wie notwendig das Engagement der internationalen Attac-Bewegung ist. Wir werden nicht ruhen, bis durch nationale und internationale Maßnahmen die Steueroasen geschlossen sind. Bislang wurden diese Maßnahmen von den wenigen Profiteuren des internationalen Steuerwettbewerbs blockiert. Daher ist das Engagement von Bürgerinnen und Bürgern in unserer Bewegung für eine andere Globalisierung die Voraussetzung dafür, dass wir unsere Forderungen durchsetzen.
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Tax havens: an assault on democracy

More than 50 countries have specialised on taxing capital income of other countries' citizens on low or zero tax rates. More than 12 Billion US Dollar are administered in these tax haven countries. As a consequence of the globalisation of financial markets these havens have grown to a serious threat to democracy. This is why Attac demands political measures in order to close down all tax havens. At the same time we know that tax havens are are more than smaller countries such as Switzerland, Austria, Liechtenstein, Monaco, Luxemburg, Andorra and the Cayman Islands. Certainly classical tax haven countries have profited a lot by their tax offers at the dispense of their neighbours, and belong therefore to the richest countries in the world. But the financial centres of Britain, the US, Germany and France have equally features of tax havens. This is why our demands are directed to all states rather than just to the tax havens themselves.

Through the low tax rates of some countries a rapid global race to the bottom in the taxation of capital income has developed. Tax rates on interest, dividends and capital gains are falling as well as the rates on companies' profits. Furthermore, the top marginal income tax rate is globally under pressure. While the tax rate on corporate profits in the EU stood at 44% in 1980 it has fallen until 2007 well below 30%. No developed economy could escape this suck. In times of globalisation of financial markets nation states are not free anymore to determine tax rates on capital income democratically. They rather have to follow a dictate of financial markets and tax havens.

These changes have dramatic consequences for democracy. Capital is distributed very unequally and thus capital income. In Germany 10% of the population own more than two thirds of the wealth, while two thirds of the population own more or less nothing or are indebted. If one cannot tax capital income at all or to an adaquate degree, this money is missing for the provision of public goods, services and institutions such as schools, health care, environmental protection, public transport, universities and care of old people. All these need redistributive financing. Money is also lacking in the public finances of developing countries which loose at least 50 bn US-Dollar annually because of tax havens. They suffer also particularly under the corruption which is helped by the intransparent structures of tax havens.

If wealthy individuals and transnational corporations cannot be taxed anymore, it is unlikely that the rest of society will be ready and capable of financing public goods sufficiently. The burden of the population with taxes on consumption and wages has been growing ever more and understandably this is perceived as unjust. Since the Declaration of the rights of man and the citizens (1789) it belongs to the right of citizens to democratically determine the distribution of the tax burden and thus the degree of acceptable inequalities in a society. This fundamental democratic right is in danger of going to the dogs in the process of globalisation. But a society, which cannot control inequality and insecurity anymore, is becoming itself instable and insecure. Thus this globalisation lurks to destroy itself.

Attac does not accept this as a fate. We demand another globalisation. We are convinced that democracy and social redistribution is not only possible but even more needed in times of globalisation.

Tax havens have to be closed. Therefore, we demand:

· A global financial system needs transparency in order to render possible just taxes also in the future. States have to inform each other automatically about all tax income of foreign citizens. The corresponding savings' tax directive of the EU must be extended to all forms of capital income and legal entitities.

· It is not sufficient, as the government of Liechtenstein proposes, to give administrative assistance in individual cases of tax fraud. A „clean financial centre“ requires also more than measures against money laundering and for financial stability. We rather expect of all states that effective measures against international tax evasion are taken.

· Furthermore a common market such as the European Economic Area (EEA) need common tax regulations. In order to stop coporate tax manipulations common rules for calculating corporate tax bases are necessary. Furthermore, minimum tax rates, e.g. 30%, are needed for capital income in order to stop the harmful race to the bottom.

· Tax haven countries, which refuse to help other countries with the taxation of their citizens, misuse their sovereignty in times of globalisation. They have to be put on a „black list“. These countries should not profit from all the advantages of open access to trade and financial markets and free movement of people such as the Schengen agreement.

The scandal around tax evasion with the help of foundations in Liechtenstein has demonstrated again the importance of the work of the international Attac movement. We will not be resting until the tax havens are closed through national and international political measures. So far these measures were blocked by the few who profit from unbounded tax competition. Therefore, the dedication of citizens in our movement for another globalisation is the precondition for the realisation of our demands.
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